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AKTUELL 
«Volksheld» Honecker 

(spk) Die Freilassung Erich 
Honeckers (80) hat ein kommuni
stisches Magazin in Peking gefor
dert. Honecker sei nicht nur «un
schuldig», sondern ein «grosser 
Volksheld», hiess es in der  linksor
thodoxen Zeitschrift «Dangdai 
Sichao» (Gegenwärtige Gedanken
strömungen), die am Montag in Pe
king erschien. Honecker sei das Op
fer «einer Verschwörung de r  Verrä
terclique Gorbatschows und partei
feindlicher Kräfte in der  früheren 
DDR» geworden. 

Fliegerangriff 
Vier Kampfflugzeuge de r  Luft

waffe von Aserbaidschan haben am 
Montag Angriffe auf die von Ar
meniern besiedelte Kaukasus-En
klave Berg-Karabach geflogen. Das 
Oberkommando in Berg-Karabach 
teilte mit, die Maschinen hätten 
schwere Bomben über der Haupt
stadt Stepanakert abgeworfen. An
gaben über Opfer lagen zunächst 
nicht vor. Die auf dem Territorium 
Aserbaidschans liegende Enklave 
strebt nach Unabhängigkeit. 

Sarajevo umtaufen 
Die Serben in der Bürgekriegsre

publik Bosnien-Herzegowina wol
len in ihren Gebieten fast alle Orts-
bezeichnungcn ändern. Das kündig
te am Montag die in Belgrad er
scheinende Zeitung «Vecernje no-
vosti» an. Die Hauptstadt Sarajevo 
soll von nun an entweder Kotro
mangrad oder Ninoslavgrad heis-
sen. 

Kommt es zur Volksabstimmung über das neue Regierungsviertel? 
Referendum gegen den Kreditbeschluss des Landtags in Höhe von 58,5 Millionen Franken - Landtag hatte mit 20 Stimmen seine Genehmigung erteilt 

(G. M . )  - Nur mit einer Mehrheit von 
20 Stimmen hatte sich der Landtag in 
der Oktober-Sitzung für die Verwirkli
chung des neuen Regierungsviertels aus
gesprochen und dem Kreditbegehren 
der Regierung in Höhe von 58,5 Millio
nen Ranken für die verschiedenen Ge-
bäulichkeiten mehrheitlich seine Zu
stimmung erteilt. Gegen diesen Kredit
beschluss ist das Referendum ergriffen 
worden. Eine Volksabstimmung über 
das Projekt kann stattfinden, wenn bis 
zum 26. November 1992 insgesamt 1000, 
Unterschriften stimmfähiger Bürgerin
nen und Bürger zusammenkommen. 

Die Gesamtkosten für das Projekt Re
gierungsviertel belaufen sich auf 58,5 
Millionen Franken. Im Mittelpunkt des 
Projektes steht der  Neubau des Land
tagsgebäudes mit einem Kostenaufwand 
von 23,8 Millionen Franken. Der  Land
tag tagt seit der  Erweiterung von 15 auf 
25 Abgeordnete 1988 nicht mehr im ur
sprünglichen Landtagssaal im Regie
rungsgebäude, sondern im Provisorium 
in der Musikschule. Ferner umfasst das 
Projekt die Hangfussbebauung sowie die 
Sanierung und Erweiterung de r  Museen 
im bestehenden Landesmuseum sowie 
im Verweserhaus. 

Das Projekt Regierungsviertel hatte 
schon im Vorfeld der Landtagszustim
mung zu Kontroversen Anlass gegeben. 
Einerseits plante die Regierung die ge
samte Überbauung auch auf  einem 
Grundstück, das der Fürst von Liechten
stein-Stiftung gehörte. Anderseits legte 
sie dem Landtag im Frühjahr lediglich 
für die erste Bauetappe einen detaillier
ten Kostenvoranschlag vor, während für 

Mit einer Mehrheit von 20 Stimmen bewilligte der Landtag den Kredit von 58,5 Millionen Franken für  das neue Regierungsvier
tel mit dem Neubau eines Landtagsgebäudes im Mittelpunkt. Gegen diese Kreditbewilligung ist das Referendum ergriffen wor-

(Bild: Atelier Walter Wächter) 
auf einen Kostenvoranschlag von 63 MiU 

den. 
die weiteren Bauphasen nur Kosten
hochrechnungen gemacht wurden. Die  
FBP-Fraktion erklärte sich mit diesem 
Vorgehen nicht einverstanden und ver

langte auch für den zweiten Teil eine de
taillierte Kostenberechnung. Im Gegen
satz zur Hochrechnung der Regierung, 
die aufgrund der Kubaturschätzungen 

lionen Franken kam, belief sich die ef
fektive Kostenberechnung auf  nur noch 
58,5 Millionen Franken. 

Anpassung der Gesetzgebung an das EWR-Reeht 
A m  Mittwoch beginnt der Landtag mit einer dreitägigen Sitzung mit insgesamt 39 Traktandenpunkten 

(G. M.) - Auf den Landtag, der am 
Mittwoch zu einer dreitägigen Sitzung 
zusammentritt, wartet erneut ein um
fangreiches Traktandum. Insgesamt 10 
Vorlagen, die vor der Detailberatung 
und der Verabschiedung stehen, dienen 
der Anpassung unserer Gesetzgebung 
an das EWR-Recht. Weitere 8 Gesetzes
vorlagen zur EWR-Anpassung sind dem 
Landtag zur ersten Lesung zugeleitet 
worden. Ein bedeutsames Gesetz bildet 
das Gesetz über die internationale 
Rechtshilfe in Strafsachen, das vor der 
Verabschiedung steht, sowie das Gesetz 
über die Förderung des preiswerten 
Wohnens, das nach einer Verschiebung 
nun dem Parlament zur ersten Beratung 
vorliegt. 

Rund 30 Gesetze sind dem E W R -
Recht anzupassen. Einen Teil hat d e r  
Landtag in seiner letzten Sitzung verab
schiedet, ein weiterer Teil dürfte in die
ser Woche genehmigt werden, de r  Rest 
in der  nächsten Sitzung im Dezember, 

die mit grosser Wahrscheinlichkeit die 
letzte Landtagssitzung dieser Legislatur
periode sein wird. Vor der Verabschie
dung steht das Gesetz über  die Pro
duktehaftpflicht und das Betäubungs-
mittelgesetz mit der  Erfassung der  Geld
wäscherei. 

Neues Staatsgerichtshofgesetz 
Das Staatsgerichtshofgesetz wird einer 

eingehenden Revision unterzogen, nach
dem verschiedene Regelungen in de r  
Vergangenheit als unbefriedigend be
zeichnet worden waren. Insbesondere 
wiesen die Vorgänge innerhalb des 
Staatsgerichtshofes im Rahmen de r  «Af
färe Kunsthaus» darauf hin. Im Gegen
satz zum bisherigen Gesetz werden die 
Zuständigkeiten des Staatsgerichtshofes 
in der  neuen Vorlage ausdrücklich her
vorgehoben. Der  Staatsgerichtshof ist 
Verfassungsgerichtshof, der  über Be
schwerden gegen die Verfassung ent
scheidet, die Verfassungsmässigkeit von 

Gesetzen sowie die Gesetzmässigkeit 
von Verordnungen überprüft. E r  ent
scheidet auch bei Kompetenzkonflikten, 
über Beschwerden bei Wahlen sowie bei 
Ministeranklagen des Landtags gegen 
Mitglieder der Regierung. Schliesslich 
fungiert der  Staatsgerichtshof auch als 
Disziplinargerichtshof gegenüber ande
ren Gerichten. 

Mit dem neuen Rechtshilfegesetz wer
den  die Verfahren der zwischenstaatli
chen Zusammenarbeit in Strafsachen ge
regelt. Einem Ersuchen eines anderen 
Staates um Rechtshilfe soll in der Regel 
nur  entsprochen werden, wenn Gegen
recht gewährt wird. Der Regierungsent
wurf ist vom Grundsatz her  zurückhal
tend ausgefallen, nachdem schon bei de r  
Überweisung einer VU-Motion 1988 
Landtagspräsident Dr. Karlheinz Ritter 
(VU) betonte, dass Rechtshilfe nicht 
Fleissaufgabe sei, sondern ein Akt  inter
nationaler rechtsstaatlicher Solidarität. 

Gemeinsame Interessen in Ost- und Westeuropa 
Österreichs Bundespräsident mit allen protokollarischen Ehren im Bundeshaus empfangen 

Bern (AP) Der österreichische Bun
despräsident Thomas Klestil ist am 
Montag zum Auftakt seines zweitägigen 

'Staatsbesuchs mit allen protokollari
schen Ehren im Bundeshaus empfangen 
worden. Österreich und die Schweiz ver
binden nicht nur Freundschaft, sondern 
zunehmend auch gemeinsame Interes
sen und Ziele, wie die beiden Bundes
präsidenten in ihren Ansprachen deut
lich machten. 

In  seiner Ansprache in der  Wandelhal
le betonte Bundespräsident Renö Felber 
die Solidarität zwischen Österreich und 
der  Schweiz angesichts des grauenvollen 
Krieges im ehemaligen Jugoslawien und 
angesichts der  immensen Aufgaben in 
Osteuropa. Gemeinsam könnten Öster
reich und die Schweiz ihren gesellschaft
lichen Werten zum Durchbruch verhel
fen und den Kriegsopfern Hilfe leisten. 
Noch deutlicher treten die Gemeinsam
keiten der  beiden hochentwickelten, 
neutralen und föderalistischen Alpen-

Der österreichische Bundespräsident Thomas Klestil (links) wurde gestern mittag auf 
dem Flughafen Bern-Belpmoos von seinem schweizerischen Kollegen Rene Felber 
empfangen. 
länder nach den Worten Felbers im Pro,- sam auf diesem Weg vorangehen kön-
zess der  europäischen Integration zuta- nen, den wir gewählt haben», wünschte 
ge. «Mögen wir nächstes Jahr gemein- Felber. 

Abgestufter Teuerungsausgleich 
Neuer Vorschlag der Regierung aufgrund einer FBP-Interpellation 

(G. M.) - Die Staatsbeamten und 
Staatsangestellten werden auch in die
sem Jahr einen Teuerungsausgleich er
halten. Allerdings soll die Teuerungszu
lage nicht mehr linear gewährt werden, 
sondern in abgestufter Form. Nach dem 
Regierungsvorschlag wird Bezügern ei
ner Jahresbesoldung bis 65 000 Franken 
der volle Teuerungsausgleich von 3,5 
Prozent gewährt, für die übrigen Staats
beamten und Angestellten gilt ein teil
weiser Ausgleich von 175 Franken pro 
Monat oder 2275 franken pro Jahr. 

Für die Staatsbeamten und Staatsan
gestellten, einschliesslich der Lehrer, 
wurde letztmals eine Teuerungszulage 
auf den 1. Januar 1992 ausgerichtet. 
Nach dem Gesetz über die Besoldung 
des Staatspersonals hat die Regierung 
bei einer Teuerungsentwicklung von 
über 3 Prozent die Möglichkeit, dem 
Landtag einen Teuerungsausgleich vor
zuschlagen. 

FBP-Interpellation 
Die Absicht der  Regierung, die Teue

rung für das Staatspersonal auszuglei
chen, trifft sich mit einer FBP-Interpel
lation, die nach dem künftigen System 
sowie nach einer möglichst sozialen Aus
gestaltung des Ausgleichsystems fragt. 

«Das bisher verwendete System des 
Teuerungsausgleichs», heisst es in der 
Begründung des Vorstosses, «erhöht alle 
Gehälter um den gleichen Prozentsatz -
ohne Rücksicht auf die Höhe des Gehal
tes. Die Schwachstelle dieses Systems 
liegt darin, dass die absoluten Einkom
mensunterschiede im Lauf de r  Zeit  im
mer  grösser werden.» Deshalb schlägt 
die FBP-Interpellatiön vor, einen 
Schwellenwert von rund 60 000 Franken 
zu suchen, der  für den vollen Teuerungs
ausgleich in Frage kommt: Gehälter, die 
darüber liegen, sollen nur  noch teilweise 
an die Teuerung angepasst werden. 

Spärlich besuchte Weihefeier in Chur 
Boykott der Domherren für Bischof Haas kein «Eklat» 

Chur (spk) Zehn der 24 Domherren 
des Bistums Chur haben am Montag der 
Einsetzungsfeier für drei neue Mitglie
der des bischöflichen Beratungsgremi
ums nicht beigewohnt. Nur rund 100 
Gläubige besuchten die Installationsfei
er in der Kathedrale Chur. Der Gottes
dienst zur einsetzung der drei als «haas
treu» geltenden neuen Domherren ver
lief indessen ruhig. 

Der angekündigte «Eklat» hat nach 
Ansicht von Bischof Wolfgang Haas 
nicht stattgefunden. Wie e r  gegenüber 
der  Nachrichtenagentur spk erklärte, sei 
das Fernbleiben der Domherren «bloss 
eine kleine Drohgebärde». Wie an
gekündigt trafen die Vertreter aus der 
Innerschweiz und dem Kanton Zürich 
nicht ein, was für Beobachter einen «bei
spiellosen Affront» darstellte. 

Wolfgang Haas streifte in seiner Pre
digt das offensichtliche Fehlen der Dom
herren nur grundsätzlich. Es sei eine 
Freude, die Weihe zu vollziehen - auch 
wenn es nicht alle so nähmen, sagte 

Haas. E r  betonte, n u r  wer gegen den 
«verderblichen Strom» schwimme, kön
ne die Quelle des Lebens erreichen. Je
der der  Christus suche, müsse dies tun. 

Das Domkapitel gehört kirchenge
schichtlich zu den «altehrwürdigen Ein
richtungen» der Katholiken und über
nimmt eine beratende Stellung beim Bi
schof. Es hat  ein Mitwirkungsrecht bei 
der  Bischofswahl und soll die kirchli 
chen Strömungen de r  Basis vertreten. 
Dazu gehören sechs «residierende Dom
herren», die auch materiell verwalteri
sche Verantwortungen tragen, sowie 18 
einfache Domherren.  

Z u  den residierenden gehören nun 
auch der am Montag geweihte General
vikar von Zürich, Christoph Casetti, und 
der Bischöfliche Kanzler Aurelio Lurati. 
Mit der  letzten Ernennung des Savogni-
ner Pfarrers Gieri Cadruvi hat Wolfgang 
Haas jetzt sieben ihm wohl gesinnte 
Domherren ernannt. Als ein «Affront 
sondergleichen» wurde dies von Kriti
kern bezeichnet. 


